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Kleine Anfrage

des Abgeordneten Lars Harms (SSW)

und

Antwort

der Landesregierung - Minister für Wirtschaft,
Technologie und Verkehr -

Schließung der „Bundesstelle für Fernmeldestatistik“ in Husum

1.  Liegen der Landesregierung bereits Informationen vor, dass die
„Bundesstelle für Fernmeldestatistik“ in Husum geschlossen wer-
den soll?
Wenn ja, welche?

Die „Bundesstelle für Fernmeldestatistik (BFSt)“ ist eine Bundesbehörde mit Sitz in
Stockdorf, Gemeinde Gauting bei München, die sich mit fernmelde- und informati-
onstechnischen Fragestellungen beschäftigt. Der BFSt sind Außenstellen zugeord-
net, so auch die Dienststelle in Husum.

Die Dienststellenleitung der BFSt teilt auf Nachfrage mit, dass es Überlegungen zur
Konzentration technischer Einrichtungen gebe, eine Entscheidung, die Außenstelle
der BFSt in Husum zu schließen, bisher nicht getroffen sei. Die langfristige Existenz
der Außenstelle in Husum könne aber ebenso wenig garantiert werden wie die ande-
rer Außenstellen der BFSt. Die Bundesdienststelle unterhalte enge Kooperationen zu
den Bundesressorts und Unternehmen der Industrie im sicherheitsrelevanten Be-
reich, die aus der Aufgabenstellung der besonderen Geheimhaltung unterlägen und
auch eine übergreifende personelle Zusammenarbeit umfasse.
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2.  Wieviele Arbeitsplätze wären von einer Schließung  der „Bundes-
stelle für Fernmeldestatistik“ betroffen?

Von einer Schließung der Außenstelle in Husum wären nach Angabe der BFSt ca.
150 Arbeitsplätze betroffen.

 

3. Welche Maßnahmen wird die Landesregierung ergreifen, um die
Schließung der „Bundesstelle für Fernmeldestatistik“ zu verhin-
dern bzw. um einen Ausgleich für möglicherweise wegfallende
Stellen in der Region zu schaffen?

Die Landesregierung wird die Entwicklung in Husum kritisch begleiten. Sollte sich
eine Schließung oder Verlagerung von Teilaufgaben der Außenstelle in Husum ab-
zeichnen, wird die Landesregierung die strukturellen und personellen Auswirkungen
prüfen und sich nachdrücklich für die Interessen der Region bei der Bundesregierung
einsetzen.


